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Verkündet

am 22„ Juli 1960

I m N a m e n .d e s V o 1 k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 22° Juli 1960,

an der mitgewirkt haben '

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S 0 n n e n b e r g
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter R h e i n und

Bundessozialrichter H a b b e
_

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nieder-

sachsen vom 12. Juni 1958 wird aufgehoben;
die Sache wird zu neuer Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesen°

V 0 n R e c h t s w e g e n .
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Der Kläger erhielt wegen verschiedener Leiden, die er auf den

Wehrdienst im ersten Weltkrieg zurückführte, nach seinen An—

gaben bis Januar 1945 vom Versorgungsamt (VersorgA) Gleiwitz-

I_Versorgungsbezüge; wegen derselben Leiden gewährte ihm das

VersorgA Braunschweig durch Bescheid vom 4. Januar 19M6 weiter—

hin Versorgung. Nach Inkrafttreten der Sozialversicherungs—

direktive (SVD) Nr° 27 bewilligte die Landesversicherungs-

anstalt Braunschweig — Abt. Beschädigtenversorgung — im wesent—
lichen wegen derselben Leiden durch Bescheid vom 30„ Juli 1948

Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 30 v.H.

‘ vom 1‚ Juli 19#8 an. Der Kläger legte Einspruch ein, er begehrte

zusätzlich die Anerkennung eines chronischen Bronchialkatarrhs

und eines Herzleidens und Rente nach einer MdB um 70 V.H° Der
' Einspruch wurde vom Beschwerdeausschuß_am 16‚ März 1949 zurück-

gewiesen, die Klage wies das Sozialgericht (SG) Braunschweig

durch_Urteil vom 8. November 1955 ab. Die Berufung des Klägers

wurde vom Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen durch Urteil

vom 12, Juni 1958 zurückgewiesen, An der Entscheidung des_lSß [

wirkten Landessozialgerichtsrat K=tit als Vorsitzender; Soziale

gerichtsrat Dr° Psä:re und Sozialgerichtsrat K::br: als weitere

Berufsrichter sowie zwei Landessozialrichter als Beisitzer mite—

Die Revision wurde nicht zugelassen° Das Urteil wurde dem Kläger

am 27. Juni 1958 zugestellt. Am 8. Juli 1958 beantragte der Klä-

ger unter Vorlage eines Armenrechtszeugnisses das Armenrecht für

das Revisionsverfahren. Durch Beschluß vom l}; Oktober 1959 wurde

das Armenrecht bewilligt und ein Rechtsanwalt als Armenanwalt

bestellt° Dieser Beschluß wurde dem Kläger am 17. Oktober 1959

zugestellt. Am 17. November 1959 legte der Kläger durch seinen

Prozeßbevollmächtigten Revision ein, er beantragte,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen‚
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_5_

Zugleich beantragte er Wiedereinsetzung in den vorigen.

Stand wegen der Versäumung der Revisions- und Revisions—

begründungsfrist°

Zur Begründung der Revision trug der Kläger vor, das Ver—

fahren des LSG leide an einem wesentlichen Nangel, das
LSG sei am 12„ Juni 1958 nicht vorschriftsmäßig besetzt

gewesen; bei der Entscheidung hätten zwei Hilfsrichter

mitgewirkt, das lSG habe damit gegen die 5$ 52, 35, 37

des Sozialgerichtsgeset2es (SGG) in Verbindung mit 5 27

Abs„ }, ll Abs° } SGG verstoßen° Der zuständige Senat

des LSG} ein Zeitsenat‚ sei seit l° Oktober 1957 stets

mit\einem Landessozialgerichtsrat als Vorsitzenden und

mit einem Landessozialgerichtsrat und einem Sozialgerichtsr

rat als weiteren Berufsrichtern besetzt gewesen; der Sozial—

gerichtsrat als Hilfsrichter habe nicht etwa ein anderes

ordentliches Mitglied des Senats vertreten; schon dies sei

unzulässig gewesen° Jeden?älls sei die Besetzung am 12.Juni

1958 aber deshalb vorschri■swidrig gewesen, weil damals

zwei Hilfsrichter mitgewirkt haben; Es sei unerheblich,

daß es zu dieser Besetzung, wie der Präsident des LSG

mitgeteilt habe, nur deshalb gekommen sei, weil der ordent—
'liche Vorsitzende des Senats, Landessozialgerichtsrat Dr„

”59:55 am 120 Juni 1958 am Vorsitz verhindert gewesen
und nach dem Geschäftsverteilungsplan für das Jahr 1958

durch Landessozialgerichtsrat K:: : im Vorsitz vertreten

worden sei und weil nach dem Geschäftsverteilungsplan an
die Stelle von Landessozialgerichtsrat K::zt.Sozialgerichts-

rat Dr„ Per:::-getreten sei° Im Geschäftsverteilungsplan

habe jedenfalls darauf Bedacht genommen werden müssen, daß

in Senaten, in denen nach dem Geschäftsverteilungsplan
_

ohnehin einer der "weiteren Berufsrichter" ein Sozialge-
richtsrat als Hilfsrichter gewesen sei‚ als Vertreter des

Landessozialgerichtsrats, der der andere "weitere Berufs—
richter" gewesen seiJ nicht ebenfalls ein Hilfsrichter be—
stimmt werde° Die Revision sei wegen dieses Verfahrens-

mangels statthaft nach 5 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG; sie sei
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- 4 _

auch begründet° Es sei nicht ausgeschlossen„ daß das LSG„ wenn

es vorschriftsmäßig besetzt gewesen wäre, anders entschieden_

hättec '
Der Beklagte stellte keinen Antrag°

_
Der Senat hat eine Äußerung des Präsidenten des LSG Nieder—

sachsen vom 14. Juli 1959 und die jeweiligen Geschäftsverteilungs—

pläne nach dem Stand vom 1„ Januar 1957 bis 10 Januar 1959 bei—

gezogen„ die den Beteiligten mitgeteilt worden sind°

II

Die Revision ist nach Ablauf der Revisionsfrist und der

_Revisionsbegründungsfrist eingelegt und begründetworden°

Die Revisionsfrist ist am 28° Juli 1958 (der 27. Juli 1958

war ein Sonntag), die Revisionsbegründungsfrist am 27„ August

1958 abgelaufen (5 164 Abs° 1 Satz 1 SGG; BSG SozR Nr„ 32

zu 5 164 SGG)° Der Kläger hat vor Ablauf der Revisionsfrist

das Armenrecht für das Revisionsverfahren beantragt, der

Beschluß über die Bewilligung des Armenrechts ist dem Kläger

“am 17„ Oktober 1959 zugestellt worden„ Bis zu diesem Zeita

punkt ist der Kläger durch seine Armut, also ohne sein Ver—}

schulden verhindert gewesen, die gesetzlichen VerfahrenSr
fristen einzuhalten„ Die versäumtenRechtshandlungen, näm—

lich die Revision und die Revisionsbegründung, hat der Kläger

zugleich mit dem Antrag auf Wiedereinsetzung in den v0rigen

Stand rechtzeitig nachgeholt (@ 67 Abs° 2 SGG)‚ Auf seinen
Antrag ist dem Kläger daher die Wiedereinsetzung in den vorié'

gen Stand zu gewähren (@ 67 Abs° 1 SGG)„

Die Revision ist statthaft‚ nach @ 162 Abs„ 1 Nr° 2 SGG°

Der Kläger rügt zu Recht, das_Verfahren des LSG leide an

einem wesentlichen Mangel° Der zuständige (13.) Senat des
LSG„ der bis Anfang August 1958 ein Zeitsenat gewesen ist‚

ist nach dem Geschäftsverteilungsplan vom 1° Oktober 1957

an besetzt gewesen mit einem Landessozialgerichtsrat als }

Vorsitzendem (@ 210 Absc 2 SGG) und mit einem Landessozial—
gerichtsrat und einem Sozialgerichtsrat, der als Hilfs—
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richter beim LSG bestellt werden ist (5$ 32 Abs° 2, 11
’Abso 3 SGG; @ 10 Abs° 2 des GerichtSVerfassungsgesetzes),

als "weiteren Berufsrichtern"o Diese Besetzung ist auch
für die Sitzung am 120 Juni 1958, bei der noch zwei Lan—

dessozialrichter als ehrenamtliche Beisitzer mitgewirkt

haben, maßgebend gewesen„ Es kann dahingestellt bleiben,

ob bis zum Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung

des SGG vom 160 Mai 1960 (BGBl„ I S; 305) ein Zeitsenat

(% 210 SGG) bei einem LSG ordnungsmäßig besetzt gewesen
ist, wenn der eine der beiden weiteren Berufsrichter über

einen längeren Zeitraum ein Sozialgerichtsrat als Hilfs—

richter gewesen ist„ Der 130 Senat des LSG Niedersachsen

ist am 120 Juni 1958 nach der ständigen Rechtsprechung

des Bundessozialgeriehts (BSG) jedenfalls deshalb nicht
vorschriftsmäßig besetzt gewesen, weil an dieser Sitzung

zwei Sozialgerichtsräte als Hilfsrichter mitgewirkt haben
(vglo BSG 9 So 137 ffo; Beschlüsse des BSG vom 15„9„1959

- 8 RV 501/59; vom 2201„1960 » 11/8 RV 239/57; Urteile des
BSGvom 25 5 1960 - 1 RA 143/59 und 1 RA 48/60 und vom
5„11„1959‚ SG 11 so 22 ff° und 9 RV 296/56; BSGSozR
Nr„ 4 zu 5 33 SGG)„ Wie in diesen Entscheidungen ausge-
führt ist‚ ist die gleichzeitige Mitwirkung von zwei
Hilfsrichtern in einem Senat eines LSG nicht zulässig,

weil dadurch die Einheitlichkeit und Güte der Recht—

sprechung, vor allem aber der Grundsatz der Unabhängig-

keit der Rechtspflege von Politik und Verwaltung gefährdet

wirdg Hilfsrichter sind mit der Rechtsprechung des höheren

Gerichts‚ an das sie abgeordnet sind, in der Regel nicht

so vertraut wie die ständigen Berufsrichter dieses Gerichts,

sie sind vor allem nicht in gleichem Maße unabhängig wie

die planmäßigen Richter; die Hilfsrichter müssen, da sie

nur zum LSG abgeordnet sind, jederzeit mit dem Widerruf

ihrer Abordnung rechnen; es ist nicht auszuschließen, daß

dies ihre richterliche Meinungsbildung beeinflußt° Deshalb

verbietet der Gedanke des Rechtsstaats,
zu dessen beson—

deren Au5prägungen die Garantie der richter1ichen Unab—

hängigkeit und die strengen Vorschriften der Gerichts-
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verfassung über die Besetzung.der Spruchkörper gehören, jeden;‚

falls die gleichzeitige Mitwirkung von zwei Hilfsrichtern im

Senat eines LSG (vgl° BSG a„a„oo mit weiteren Hinweisen). Die

Mitwirkung von zwei Hilfsrichtern ist in Jedem Falle unzulässig°

Es kommt deshalb nicht darauf an, daß in der Sitzung am 12, Juni
V 1958 nur deshalb zwei Sozialgerichtsräte als Hilf3richter*mitge—

wirkt haben, weil einmal der Landessozialgerichtsrat, der neben

dem Vorsitzenden einer der beiden "weiteren.Berufsrichter" ge—

wesen ist, in dieser Sitzung nach dem Geschäftsverteilungsplan

den ständigen Vorsitzenden des Senats im Vorsitz vertreten hat

und seinerseits nach dem Geschäftsverteilungsplan von einem

Sozialgerichtsrat, der Hilfsrichter in einem anderen Senat ge—

, wesen ist, vertreten worden ist und weil außerdem der zweite

weitere Berufsrichter stets ein szialgerichtsrat gewesen ist,

Da gegen die gleichzeitige Mitwirkung Von zwei Hilfsrichtern

rechtsstaatliche Bedenken bestehen, kommt
es insoweit nicht der—

auf an, wie lange die Abordnung der Hilfsrichter zum LSG ge—4

dauert hat (BSG 11 S, 24), es kommt aber auch nicht darauf an,
ob es zu der gleichzeitigen Mitwirkung von zwei Hilfsrichtern_

nach dem Geschäftsverteilungsplan nur ausnahmsweise hat kommen

können, weil eine Vertretung des dem Senat als
"weiterer

Berufs—
richter" angehörenden Landessozialgerichtsrats notwendig geworden
ist„ Die Einheitlichkeit und Güte der Rechtsprechung und die Une

abhängigkeit der Richter müssen in JedemFalle, über den der be—
treffende Spruchkö;per zu entscheiden hat, gewährleistet sein,

Sie können auch in jedem Falle gewährleistet werden, wenn im

Geschäftsverteilungsplan dafür Sorge getragen ist, daß jeden-'

falls der Landessozialgerichtsrat, der dem Senat des LSG als!

"weiterer Berufsrichter" angehört, nicht durch einen Sozial—

gerichtsrat, der Hilfsrichter beim LSGist, vertreten wird„
sondern durch einen anderen Ländessozialgerichtsrat. Wenn dies

im Geschäftsverteilungsplan des LSG.nicht beachtet worden ist,

ist der Geschäftsverteilungsplan insoweit gesetzwidrig und die

Besetzung des Senats in der Sitzung am 12. Juni 1958 nicht vor-

schriftsmäßig gewesen (vgi° BSG9 3° 155 ff. und 10 3° 195 ff„)„
Das LSG hat sonach gegen € 53 SGG verstoßen; der Kläger hat dies

gerügto Die Revision ist damit statthaft; sie ist auch in ge-

höriger Form und Frist eingelegt und begründet worden und sonach

zulässig°
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Die Revision ist auch begründet; das Urteil des LSG

beruht auf der Verletzung von 5 35 SGG; es ist mög—

lich„daß das LSG„ wenn es ordnungsmäßig besetzt ist,

zu anderen Feststellungen und zu anderen Schlußfolge-

rungen kommt; das Urteil des LSG ist daher mit den ihm

zugrunde liegenden Feststellungen aufzuhebeno Der Senat

kann in der Sache selbst nicht entscheiden, die Fest—

stellungen des LSG sind nicht in verfahrensrechtlich

einwandfreier Weise zustande gekommen und deshalb für

das BSGnicht bindend (@165 sec)° Die Sache ist daher
zu neuer Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen

(@170 Abso 2 Satz 2 sec)„ ’

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschlies-

senden Urteil vorbehalten°
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